
Unterschriften 
können gesammelt 
werden 
Die Regierung hat festgestellt, 
dass der Volksinitiative zur Be-
freiung der Kostenbeteiligung 
für Versicherte, die das ordent-
liche Rentenalter erreicht ha-
ben, keine verfassungsrecht -
lichen Bestimmungen entge-
genstehen, mit bestehenden 
Staatsverträgen übereinstimmt 
sowie die weiteren Vorausset-
zungen gemäss Volksrechtege-
setz erfüllt sind. Der Landtag 
hat nun dem entsprechenden 
Antrag, das Initiativbegehren 
der DpL als zulässig zu befin-
den, zugestimmt. Damit kön-
nen die Demokraten pro Liech-
tenstein bald mit der Unter-
schriftensammlung beginnen. 
Ziel der Initiative ist es, die  
in Liechtenstein wohnhaften 
Rentner zu entlasten. Die feste 
Kostenbeteiligung von jährlich 
500 Franken für Versicherte, 
die das Rentenalter erreicht ha-
ben, soll abgeschafft werden. 
«Die DpL ist der Ansicht, mit 
dieser Gesetzesänderung eine 
Verbesserung der momentanen 
finanziellen Situation der Rent-
ner bewirken zu können. So er-
halten alle Rentner, auch jene 
mit einer halben AHV-Rente, 
dieselbe Unterstützung wie die-
jenigen mit einer vollen Rente, 
sofern sie medizinische Leis-
tungen beanspruchen», heisst 
es im Begründungstext der Ini-
tiative. (dv)


